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»Deutschland und sein Sozialstaat« ist das abschließende Werk einer 
Trilogie, die 2020 ihren Anfang nahm und sich in ihren beiden vorausgegan-
genen Bänden mit den Themen Föderalismus und Finanzen beschäftigte. In 
der Auseinandersetzung mit diesen Aspekten unseres Staatswesens kris-
tallisierte sich eine Erkenntnis heraus: Vielen Menschen in Deutschland ist 
der Überblick verloren gegangen, wie unser Land in diesen grundsätzlichen 
Fragen eigentlich funktioniert. Dieser fehlende Überblick führt bei manchen 
bis hin zur Ablehnung unseres demokratisch verfassten Staats. 

Vieles ist gegenwärtig ungewiss: Aufgrund der Coronapandemie und des 
russischen Angriffskriegs auf die Ukraine wurde in den vergangenen Jahren 
so viel über die Themen Föderalismus, Finanzen und Sozialstaat diskutiert 
wie selten zuvor. Bei vielen Bürgerinnen und Bürgern macht sich derweil 
die Sorge bemerkbar, wie viel Sozialstaat wir uns noch leisten können. 
Immerhin: Nicht viele andere Länder verfügen über ein so gut ausgebautes 
soziales Sicherungssystem oder über so ergiebige finanzielle Mittel wie wir.

Die oftmals verstrüppt erscheinenden Finanzverflechtungen und Organi-
sationsstrukturen, welche die stark bürokratisierte Verwaltung in unserem 
Land durchziehen, gelten auch für den deutschen Sozialstaat. Vielen Bürge-
rinnen und Bürgern ist oftmals nicht bewusst, auf welche Leistungen sie 
Anspruch haben oder auch nicht – und wer für deren Finanzierung überhaupt 
verantwortlich ist. Hier besteht Handlungsbedarf! Bevölkerungsentwicklung, 
Gesundheitswesen, Rente, Pflege, Bildung – das sind nur einige der gravie-
renden und drängenden Themen, für die Deutschland über den Tag hinaus 
tragfähige und finanzierbare Lösungen finden muss. Vieles wird derzeit disku-
tiert, aber nicht grundlegend entschieden. Denn Ziel muss ja sein, weiterhin 
in Deutschland einen zukunftsfähigen Sozialstaat zu entwickeln, der gerade 
individuelle Entfaltungsperspektiven ermöglicht. Unser Band »Deutschland 
und sein Sozialstaat« soll zur Diskussion und Beitragsfindung einladen.

Jens Bullerjahn    Ringo Wagner
Finanzminister des Landes   Leiter des Landesbüros Sachsen-Anhalt  
Sachsen-Anhalt 2006–2016   der Friedrich-Ebert-Stiftung

DEUTSCHLAND
UND SEIN 

SOZIALSTAAT

In der von Dr. Ringo Wag ner  
herausgegebenen Reihe  
erschienen bereits »Deutsch-
land – Ländersache?!« und 
»Deutschland und sein Geld«.  
Die Bücher dieser Deutsch -
land-Trilogie kann man über  
die FES be ziehen oder digital 
unter: fes.de/landesbuero- 
sachsen-anhalt/publikationenU1

Jens Bullerjahn
Wolfgang Renzsch
Ringo Wagner
(Hrsg.)

b
bbbb

b

b

b
b

b b
b

DEUTSCH-LAND
UND SEIN GELD

Öffentliche Finanzenzwischen Anspruch, Alltag und Krisen

Jens Bullerjahn
Michael Thöne
Ringo Wagner
(Hrsg.)

D
E

U
T

S
C

H
L

A
N

D
U

N
D

 S
E

IN
 G

E
L

D

Ö
ff

en
tl

ic
he

 F
in

an
ze

n 
zw

is
ch

en
 A

ns
pr

uc
h,

 
A

ll
ta

g 
un

d 
K

ri
se

n
Je

ns
 B

ul
le

rj
ah

n
M

ic
ha

el
 T

hö
ne

R
in

go
 W

ag
ne

r 
(H

rs
g.

)

bbbb
b

b
b

bbb

b

b

»Deutschland und sein Geld« befasst sich mit den aktuellen Herausfor-

derungen und Zielkonfl ikten nachhaltiger Finanzpolitik: Wie kann unser 

Land fi skalisch halbwegs stabil auf die gegenwärtigen Krisen reagieren 

und sich auf die kommenden einstellen? Welchen Einfl uss nimmt die 

demografi sche Entwicklung auf die Haushalte? Wie sind aus fi nanz-

politischer Sicht Einnahmen wie Ausgaben in der föderalen Struktur 

Deutschlands zwischen Bund, Ländern und Kommunen aufgeteilt? Wie 

gut funktionieren die Ausgleichsmechanismen zwischen fi nanzstarken 

und -schwachen Ländern, gerade mit Blick auf die anvisierte Gleich-

wertigkeit der Lebensverhältnisse? Welche Rolle kommt Deutschland 

fi nanzpolitisch innerhalb Europas zu? Ausgehend von diesen und weiteren 

Fragen wollen wir den Versuch einer Orientierung unternehmen und allen 

interessierten Leserinnen und Lesern ein Angebot machen, in die Diskus-

sion zum Thema einzusteigen.
Entstanden ist dieses Buch unter den Bedingungen und dem Eindruck 

der Coronapandemie. Diese Katastrophe fordert unsere Gesellschaft 

extrem und hat inzwischen auch die Geld- und Fiskalpolitik etwas aus 

den Fugen geraten lassen. Erstmals seit Jahren hatte Deutschland wieder 

ein fi nanzielles Defi zit. Hinzu kamen kurzfristige Milliarden Euro schwere 

Hilfsprogramme, um Arbeitsplätze und Existenzen zu sichern, aber auch 

um den Konsum als wichtige Stütze der Konjunktur anzuschieben. All 

das führte zu einer enormen Neuverschuldung, wo ursprünglich schul-

denfreie Haushaltsjahre geplant waren. Mit dem Angriff Russlands 

auf die Ukraine entsteht zudem eine neue schwere Krise in Europa – 

auch da, ob es uns gefällt oder nicht, reden wir wieder über Geld. Gegenwartsanalysen, originäre Zukunftsaufgaben und zu bewältigende 

Altlasten werden in dieser Publikation also thematisiert. Erneut haben 

wir sehr unterschiedliche Autorinnen und Autoren gebeten, in Beiträgen 

oder Interviewgesprächen ihre Perspektiven mit uns zu teilen. Manches 

sehen wir sicherlich anders, aber die Vielfalt der vertretenen Positionen 

angesichts eines Themas, das so viele Facetten mit sich bringt, war für 

uns von Beginn an entscheidend. 
Es heißt, über Geld spricht man nicht – wir tun es aber doch und hoffen, Sie 

mit dieser Publikation dafür begeistern zu können, an diesem Gespräch 

teilzunehmen.

Ringo Wagner
Leiter des Landesbüros Sachsen-Anhalt der Friedrich-Ebert-Stiftung
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DEUTSCHLANDUND	SEIN	SOZIALSTAATHält	er,	was	er	verspricht?

Erfolgsgeschichte mit Zukunft?

Ausschnitt mit dem Beitrag: 

Michael Thöne: 
Sozialstaaten in Europa - Europäischer Sozialstaat?

in: Jens Bullerjahn, Thomas Kralinski, Matthias Platzeck, Ringo Wagner (Hrsg.): 
Deutschland und sein Sozialstaat - Erfolgsgeschichte mit Zukunft? 
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Michael Thöne

Sozialstaaten in Europa = 
Europäischer Sozialstaat?

Die vor allem wirtschaftliche Union  

Die Europäische Union ist längst mehr als ein Staatenbund, in dem sich ihre derzeit 
27 Mitglieder zusammengeschlossen haben, um ihre gemeinsamen Interessen als 
Kontinent besser koordinieren und vertreten zu können. Was 1951 mit sechs Staaten 
als »Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl« begann, hat sich über die 1958 
mit den Römischen Verträgen gegründete Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
im Laufe der Jahrzehnte mit vielen Erweiterungen, einem Austritt und durch so 
manche Krise zu dem entwickelt, was heute in vielerlei Hinsicht weit mehr als eine 
Gemeinschaft, sondern eine echte Union ist. Auch durch ihre Institutionen – die 
Kommission, den Rat und das Europäische Parlament – zeigt die EU viel eigenen, 
fast staatlichen Charakter. Genauer gesagt, viel vom Charakter einer übergeordne-
ten föderalen Ebene über den Mitgliedstaaten. Der Euro als gemeinsame Währung 
vieler, aber nicht aller EU-Mitglieder rundet das Bild ab.

Doch so viele staatliche Züge die EU auch haben mag, ein 
Sozialstaat ist sie nicht. Bei aller Vielfalt ist die Europäische 
Union in ihrem Kern eine Wirtschaftsunion. So wurde sie 
gegründet, und im wirtschaftlichen Bereich ist die europäi-
sche Integration mit Abstand am weitesten fortgeschritten.

Herzstück der Wirtschaftsunion ist der Europäische Binnenmarkt: Die vier Grund-
freiheiten aller Unionsbürgerinnen und -bürger sind allesamt wirtschaftliche Frei-
heiten. 

Auf der Grundlage der (erstens) Dienstleistungsfreiheit können alle Unionsbürgerin-
nen und -bürger unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit überall in der Union 

Dienstleistungen erbringen. Die (zweitens) Personenverkehrs-
freiheit geht noch weiter, denn alle Unionsbürgerinnen und 

-bürger können sich in jedem Mitgliedstaat niederlassen und 
dort arbeiten. Die Personenfreizügigkeit ist die notwendige 
Kombination der Arbeitnehmerfreizügigkeit und der Nie-
derlassungsfreiheit. Denn das Recht, überall in der Union zu 
arbeiten, könnte naturgemäß kaum ausgeübt werden, wenn es 
nicht das entsprechende Recht gäbe, dort zu leben. Zusammen 
mit (drittens) der Kapitalverkehrsfreiheit und (viertens) der 
Warenverkehrsfreiheit verfügt die EU heute in der Tat über 
mehr als einen gemeinsamen Markt: Sie verfügt über einen 
Binnenmarkt, der die Länder der Union wirtschaftlich fast zu 
einem einzigen Staat macht.

Der Weg zur Wirtschaftsunion war lang und steinig. Nicht zu-
letzt die Befürchtung, die Arbeitnehmerfreizügigkeit und die 
Niederlassungsfreiheit würden einen starken Zustrom aus den 
ärmeren Mitgliedstaaten in die Sozialsysteme der reicheren 
EU-Länder verursachen, hat dazu geführt, dass diese Freiheit 
in vielen Mitgliedstaaten erst nach längeren Übergangsfristen 
voll etabliert werden konnte.

Der »Göteborg-Kompromiss« von 2001 eröff-
nete den alten Mitgliedstaaten die Möglich-
keit, ihre Arbeitsmärkte in drei Stufen über 
einen Zeitraum von insgesamt sieben Jahren 
für Arbeitskräfte aus den 
damals neuen mittel- und 
osteuropäischen Beitritts-
ländern zu öffnen.
Aus Sorge um die Aufnahmefä-
higkeit ihrer Arbeitsmärkte und 
Sozialsysteme haben fast alle al-
ten Mitgliedstaaten von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht. 
Auch die Sorge um die Stimmung 
im Land – und an der Wahlurne –  
spielte hier für die Politik eine 
nicht zu unterschätzende Rolle.

Dr. Michael Thöne
1967 in Hannover geboren

seit mehr als 25 Jahren als 
wissenschaftlicher Politik-
berater tätig 
seit 1992 tätig am Finanz- 
wissenschaftlichen Forschungs- 
institut der Universität zu Köln 
(FiFo Köln), nunmehr als  
Geschäftsführender Direktor
1989 – 1995 Studium der Volks-
wirtschaftslehre und Politik-
wissenschaft an der Universität 
zu Köln und am Trinity College, 
University of Dublin 
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GÖTEBORG-KOMPROMISS 2001 

Zur Jahrtausendwende umfasst die EU noch 15 vorwiegend  
westeuropäische Mitgliedstaaten. Eine Reihe dieser Länder hatte 
mit Blick auf die geplante große EU-Osterweiterung Vorbehalte, 
allen neuen Unionsbürgerinnen und -bürgern direkt uneinge-
schränkten Zutritt zu den eigenen Arbeitsmärkten zu gewähren. 
Auf dem Treffen des Europäischen Rates Mitte Juni 2001 im 
schwedischen Göteborg wurde ein Kompromiss gefunden, der 
diese Bedenken für eine Übergangszeit berücksichtigte und 
zugleich den Vollzug der Erweiterung ermöglichte. Statt die von 
den Beitrittskandidaten geforderte sofortige Arbeitnehmer-Frei-
zügigkeit wurde den alten Mitgliedstaaten die Option eingeräumt, 
ihre Arbeitsmärkte schrittweise in mehreren Stufen zu öffnen. 
Nach spätestens sieben Jahren galt dann die normale, voll-
ständige Freizügigkeit. Diese Möglichkeit wurde von den meisten 
Altmitgliedern genutzt. Der Göteborg-Kompromiss gilt als eine 
der wesentlichen Voraussetzungen, dass 2004 die EU mit  
zehn neuen Mitgliedern die größte Erweiterung ihrer Geschichte 
erleben konnte. 
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Sozialneid, Brexit und die Lehren für Europa 

Die große Ausnahme war bezeichnenderweise Großbritannien. Das Vereinigte 
Königreich öffnete seinen Arbeitsmarkt direkt und ohne Abstufungen für Zuwan-
derinnen und Zuwanderer ebenso wie für Saisonarbeiterinnen und -arbeiter aus 
allen EU-Mitgliedstaaten, einschließlich aller Beitrittsländer. Im Ergebnis erlebte 
das Land eine der größten und schnellsten innereuropäischen Zuwanderungen von 
Arbeitskräften – vergleichbar mit der Zuwanderung, die Deutschland im gleichen 
Zeitraum erlebte. Dieser Zustrom hat der britischen Wirtschaft sehr gut getan, das 
zeigten frühe Analysen ebenso deutlich, wie es im Rückblick heute noch der Fall ist. 
Für viele Stellen, die trotz hoher Arbeitslosigkeit in vielen Regionen des Inselreiches 
nicht besetzt werden konnten, fanden sich nun ebenso fähige wie willige Fachkräfte. 
Nicht zuletzt das marode britische Gesundheitssystem erlebte das »frische Blut« aus 
dem Rest der EU als enorme Entlastung und Bereicherung.

Doch auch wenn Großbritannien die rasche wirt-
schaftliche und damit auch soziale Integration nicht 
nur gut verkraftet, sondern objektiv davon profitiert 
hat – subjektiv hat die schnelle europäische Freizü-
gigkeit viele Briten überfordert. Die ohnehin schon 
zahlreichen Euroskeptiker erhielten ausgerechnet 
von denen Zuspruch, die selbst am meisten auf den 
Sozialstaat angewiesen sind und die Konkurrenz 
um Sozialleistungen fürchten. 
Bekanntlich hat die plump populistische Brexit-Kampagne, die in der Sache um 
kaum eine Lüge verlegen war, 2016 mit 52 Prozent der Referendums-Stimmen knapp 
gewonnen. Der Appell an den Sozialneid war erfolgreicher als alle Appelle an die 
wirtschaftliche und soziale Vernunft. Inzwischen ist das Vereinigte Königreich 
Anfang 2020 aus der Europäischen Union ausgetreten. Kurz danach, im Frühjahr 
2023, sagen 63 Prozent der Britinnen und Briten in einer repräsentativen Umfrage 
des Meinungsforschungsinstituts Yougov, dass sie den Austritt aus der EU für einen 
Misserfolg halten. Nur noch neun Prozent halten ihn für einen Erfolg.

Für die Frage nach dem Sozialen in der Europäischen Union kann aus dem Brexit 
viel gelernt werden. Die Arbeitnehmerfreizügigkeit und die Niederlassungsfreiheit 
ermöglichen heute, nach Ablauf der letzten Übergangsfristen, allen Menschen in 
der EU eine »Abstimmung mit den Füßen«. Nach dem Ende der Coronapandemie 
hat sich die innereuropäische Migration wieder normalisiert. Jenseits des Touris-
mus umfasst sie Menschen, die nur für einige Monate in einem anderen EU-Staat 
arbeiten oder studieren bis hin zu Menschen, die sich für den Rest ihres Lebens an 
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einem anderen Ort niederlassen. Migration findet von jedem in jedes Land statt, 
aber die Hauptrichtungen sind ziemlich klar und wenig überraschend. Relativ viele 
Menschen aus ärmeren Mitgliedstaaten oder Mitgliedstaaten am Rande der EU 
leben und arbeiten in zentraler gelegenen Mitgliedstaaten oder in Mitgliedstaaten 
mit einem attraktiven und dynamischen Arbeitsmarkt. Der Bericht der Europäi-
schen Kommission zur Arbeitskräftemobilität in der Union vom Februar 2023 zeigt, 
dass im Verhältnis zu ihrer Größe derzeit vor allem die Benelux-Staaten relativ 
hohe Zuströme verzeichnen, aber auch Österreich, Irland und Dänemark. Auch 
Deutschland verzeichnet überdurchschnittliche Zuströme, liegt aber bei Weitem 
nicht an der Spitze der Beliebtheitsskala. Rumänien, Bulgarien, Ungarn, die balti-
schen Staaten und Portugal gehören im Verhältnis zur eigenen Bevölkerung zu den 
EU-Mitgliedstaaten, aus denen weit überdurchschnittlich viele Staatsangehörige im 
erwerbsfähigen Alter in anderen EU-Staaten leben.

Für die Betroffenen ist diese »EU-Harmonisierung von unten« in der Regel eine gute 
Sache. Sie können frei entscheiden, ihr Glück anderswo in Europa zu suchen, und 
wenn es klappt, ist es gut für sie. Wenn es nicht klappt, können sie ihre Entscheidung 
ebenso frei revidieren, ohne dass es ihnen danach wesentlich schlechter geht als 
vorher. Schwieriger ist diese Einschätzung für die Sozialsysteme in den EU-Staaten. 
Die Sozialsysteme der Herkunftsländer können größere objektive Probleme haben, 
denn die mittlere Generation wandert ab. In der einen oder anderen Form funk-
tionieren Sozialstaaten immer als expliziter oder impliziter Generationenvertrag. 

In Kindheit und Jugend sowie im Alter nimmt 
man viele öffentliche Leistungen in Anspruch, 
während man in den mittleren Jahren des Er-
werbslebens dazwischen durch Steuern und 
Abgaben mehr zum Sozialstaat beiträgt, als 
man in dieser Zeit in Anspruch nimmt.
Europäische Sozialstaaten, aus denen gerade 
Angehörige dieser mittleren Generation in 
großer Zahl in besser bezahlte Jobs in ande-
re EU-Länder abwandern, geraten aus dem 
Gleichgewicht, wenn zu viele derer fehlen, die 
den Sozialstaat tragen.

Fehlende Beitragszahlerinnen und Beitragszahler sind ein Problem, aber fehlende 
Pflegekräfte und Ärztinnen und Ärzte stellen für ein Sozialsystem eine ganz andere 
Problemdimension dar. 

Für die Sozialsysteme der Zielländer dieser Binnenwanderung ergeben sich in der 
Regel keine objektiven Probleme. In den meisten Fällen wird die Zuwanderung 
eher dazu beitragen, die dort bestehenden Probleme zu mildern. Für ein Land wie 
Deutschland, das zunehmend in die demografische Überalterung rutscht, gilt dies 
auf jeden Fall. Das Fehlen objektiver Schwierigkeiten bedeutet aber nicht, dass es 
keine subjektiven Probleme geben kann. Die Vorgeschichte des Brexit bietet hier 
eine klare Mahnung. Denn die nützliche Zuwanderung in die Arbeitsmärkte gerade 
der reicheren Mitgliedstaaten kann allzu leicht als vermeintliche »Zuwanderung in 
die Sozialsysteme« verhetzt werden. Dass Populistinnen und Populisten Sozialneid 
schüren und damit ihren Gesellschaften potenziell großen Schaden zufügen können, 
ist beileibe keine auf Großbritannien beschränkte Gefahr.

Die potenziellen Probleme – objektive und subjektive –, die aus der europäischen 
wirtschaftlichen Integration auf die Sozialstaaten in der EU zukommen, werfen auto-
matisch die Frage auf, wie mit ihnen am besten umzugehen ist. Ist die Abstimmung 
mit den Füßen, die gewissermaßen ungeordnete europäische Harmonisierung der 
Sozialsysteme »von unten«, der beste oder alternativlose Weg? Oder sollten neben 
den Wirtschaftssystemen auch die Sozialsysteme der Europäischen Union stärker 
harmonisiert oder perspektivisch sogar integriert werden?

Wenn die europäische Wirtschaft inzwischen tief integriert ist, 
wenn die Arbeitsmärkte über die Grundfreiheiten immer mehr 
zusammenwachsen, sollten dann nicht auch sozialer Schutz 
und soziale Leistungen in Europa mehr und mehr zusammen-
wachsen? Wäre ein solches soziales Europa ein wirksames 
Gegenmittel für den innereuropäischen Sozialneid?

Oder böte mehr Integration umgekehrt auch mehr Anlass für zusätzliche Animosi-
täten?  

Sozialstaaten in Europa

Will man sich ein Bild davon machen, was eine weitere Annäherung der Sozialstaaten 
in der EU bedeuten würde, muss man zunächst wissen, was harmonisiert werden 
soll. Ein vergleichender Blick auf die europäischen Sozialstaaten zeigt eine große 
Vielfalt und damit zugleich die erste große Hürde für eine mögliche Harmonisierung. 

In seinem Hauptwerk von 1990 charakterisiert der dänischen Soziologe Gøsta 
Esping-Andersen drei unterschiedliche Formen des Wohlfahrtsstaats in kapita-
listischen Wirtschaftssystemen: den liberalen, den sozialdemokratischen und den 
konservativen Wohlfahrtsstaatstyp. Im liberalen Typ stehen die Familie und der freie 
Markt im Mittelpunkt. Der Sozialstaat dient hier der notwendigen Grundsicherung 
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nach dem Subsidiaritätsprinzip und ist in der Regel rein staatlich organisiert. Dieses 
Modell ist vor allem im angelsächsischen Raum zu finden. Als sozialdemokratisch 
werden solche Wohlfahrtsstaaten charakterisiert, die sich durch universelle Leis-
tungen wie allgemeine Krankenversicherung, Familienleistungen, Kinderbetreuung, 
Pflegegeld etc. auszeichnen. Gleichheit spielt eine größere Rolle als Subsidiarität; die 
umfangreichen Sozialleistungen werden durch relativ hohe Steuern finanziert. Der 
sozialdemokratische Wohlfahrtsstaatstyp wird vor allem mit den skandinavischen 
Ländern gleichgesetzt und als ein Gegenmodell zum liberalen Sozialstaat verstanden. 
Zwischen diesen beiden Polen steht der sogenannte konservative Wohlfahrtsstaat. 
Von seiner Herkunft gehört auch Deutschland in diesen Typ, der stark auf einem 
Sozialversicherungsmodell Bismarck’scher Prägung beruht. Soziale Leistungen sind 
häufig für bestimmte Berufsgruppen und Klientele (z. B. Beamte) separat konstruiert. 
Im konservativen Modell gilt die traditionelle Familie im Prinzip weiterhin als Kern 
der sozialen Sicherung. Deshalb erfährt sie vielfach auch spezielle Förderungen. 
Neben Deutschland gelten Frankreich und Österreich als ursprünglich stark von 
diesem Modell geprägte Wohlfahrtsstaaten.    

Diese Typisierungen sind aus heutiger Sicht unvollständig, selbst wenn man sich 
auf den europäischen Kontinent beschränkt. Esping-Andersen selbst hat bereits 
1999 darauf hingewiesen, dass die Sozialsysteme der ehemals planwirtschaftlich-
sozialistischen Staaten Mittel- und Osteuropas in keine dieser drei Gruppen passen 
und eine vierte Kategorie rechtfertigen. 

Für unsere Fragestellung kommt es aber weniger darauf an, jedes europäische 
Mitgliedsland eindeutig einer dieser Gruppen zuordnen zu können. Die Grenzen 
sind fließend. Und die Charakteristika der einzelnen EU-Sozialstaaten verändern 
sich mit den sozialen Neuerungen, die sie einführen. So hat sich Dänemark durch 
zahlreiche Gesetzesänderungen in den letzten Jahrzehnten ein gutes Stück vom ega-
litären skandinavischen Modell entfernt. Umgekehrt tragen deutsche Neuerungen 
wie das Elterngeld oder der Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung vor und während 
der Grundschulzeit starke Züge des sozialdemokratischen Modells. Denn natür-
lich käme heute niemand mehr auf die Idee, solche Sozialleistungen ständisch zu 
organisieren und für Beamte, Angestellte und Arbeiter, Selbstständige, Unternehmer 
und schließlich Freiberufler (letztere natürlich wieder fein säuberlich nach Berufen 
getrennt) gesondert und in unterschiedlicher Qualität bereitzustellen. 

Diese Selbstverständlichkeit verliert sich allerdings sofort, wenn man den gleichen 
Blick auf das entlang dieser Abgrenzungen organisierte System der Alterssicherung 
in Deutschland wirft. Ein solches System ließe sich kaum ohne größere Umgestal-
tungen in eine europäische Systematik überführen. Solche Umstellungen wären 
wiederum sehr teuer, weil die potenziellen »Reformverlierer« – also all jene, die 
durch das bisherige System aus nur noch historisch erklärbaren Gründen begünstigt 
werden – für ihre drohenden Verluste vermutlich kompensiert werden (müssten).

Diese politische – und bei den Rentenansprüchen abseh-
bar auch rechtliche – Notwendigkeit, die Reformverlierer 
zu kompensieren, zeigt exemplarisch, warum die soziale 
Integration nie mit der wirtschaftlichen Integration 
Europas Schritt gehalten hat: Soziale Integration kostet 
viel Geld, wirtschaftliche Integration bringt viel Geld.
An diesem fiktiven Beispiel der Harmonisierung der Alterssicherung lässt sich 
auch eine weitere Dimension der (zu überwindenden) Unterschiede aufzeigen. In 
Abbildung 1 sind für die EU-Staaten sowie für die EFTA-Staaten Norwegen, Island 
und die Schweiz die beiden zentralen Eckpunkte der jeweiligen gesetzlichen Alters-
sicherungssysteme einander gegenübergestellt: auf der linken Achse das gesetzliche 
Renteneintrittsalter (hier für eine Person, die seit dem 23. Lebensjahr erwerbstätig 
ist; dargestellt ist der Mittelwert für Frauen und Männer). Auf der rechten Achse 
die sogenannte Nettoersatzrate der Rente für eine Person mit dem Durchschnitts-
einkommen des jeweiligen Landes. Kurz: Die Abbildung zeigt für das Jahr 2020, wie 
lange man in Europa arbeiten muss, um wie viel Rente zu bekommen.

Abb. 1
Renteneintrittsalter und Nettorenten (2020)

Quelle: Eigene Darstellung, eigene Berechnung, Daten: OECD Pensions at a Glance.
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Die Unterschiede sind erheblich. In Erinnerung an die heftigen Debatten über das 
Renteneintrittsalter in Frankreich im Frühjahr 2023 könnte man zunächst vermuten, 
dass an dieser Stelle die größten Unterschiede liegen. In der Tat sind die Unterschiede 
mit einem Rentenzugangsalter zwischen 62 und 67 Jahren bemerkenswert. Dabei 
ist noch nicht berücksichtigt, dass einige dieser Länder bereits tiefgreifende Ren-
tenreformen durchgeführt, während andere dies noch nicht in Angriff genommen 
haben, obwohl es durchaus notwendig wäre. So verdeckt das italienische Renten-
eintrittsalter von 62 Jahren die Tatsache, dass derzeit bereits ein Renteneintrittsalter 
von 71 Jahren diskutiert wird. Dänemark liegt mit 65,5 Jahren etwa gleichauf mit 
Deutschland. In Deutschland soll das Renteneintrittsalter auf 67 Jahre angehoben 
werden. In Dänemark hingegen kann das System der automatischen Anpassung an 
die durchschnittliche Lebenserwartung dazu führen, dass Dänen und Däninnen 
langfristig erst mit 74 Jahren in Rente gehen können.

Die weitaus größeren Unterschiede zeigen sich jedoch bei der Rentenhöhe. Das 
gesetzliche Sicherungsniveau allein bietet in wenigen Ländern nur gut 30 Prozent 
des Nettolohns als Rente, während man sich in Ungarn, Portugal, den Nieder-
landen und Luxemburg auf 90 Prozent und mehr freuen darf. Außerdem fällt auf, 
dass sich hinter diesen Zahlen noch viel größere Unterschiede an anderen Stellen 
der Systeme verbergen müssen. Denn eines macht die Darstellung deutlich: Eine 
einfache Logik, nach der man für eine längere Lebensarbeitszeit eine höhere Rente 
erwarten kann oder für eine niedrige Rente zumindest nicht so lange arbeiten muss, 
scheint es nicht zu geben.

Wo sollte man hier ansetzen, wenn man harmonisieren wollte? Vor diesem Hinter-
grund wäre die Festlegung von Mindestniveaus für die Mehrheit der Mitgliedstaa-
ten bedeutungslos, weil sie bereits darüber liegen. Für die Mitgliedstaaten, die ein 
europäisches Mindestniveau der Alterssicherung noch erreichen müssten, wären 
die Reformen ohne starke finanzielle Unterstützung der anderen Mitgliedstaaten 
kaum durchführbar.

Kaum ein Reformpfad wäre also denkbar, 
der nicht mit erheblichen Konflikten und 
Kosten verbunden wäre.

Dies bestätigt sich umso mehr, wenn man das begrenzte Beispiel der Alterssicherung 
verlässt und einen breiteren Blick auf die Kosten der europäischen Sozialstaaten 
wirft. Für das in dieser Hinsicht repräsentativere Vor-Corona-Jahr 2019 zeigt Ab-
bildung 2 die öffentlichen Sozialausgaben in Prozent des Bruttoinlandprodukts für 
alle EU- und EFTA-Staaten. »Soziale Sicherung« umfasst dabei die Absicherung bei 
Krankheit und Invalidität, für Alter und Hinterbliebene, für Familie und Kinder, 
bei Arbeitslosigkeit, für Wohnen, gegen soziale Ausgrenzung sowie die sonstige 

soziale Sicherung. Unter »Gesundheit« werden die gesundheitsbezogenen öffentli-
chen Strukturen wie Krankenhäuser, ambulante Dienste und Ähnliches abgebildet.

Auch in der Gesamtschau bestätigt sich der Eindruck der enormen Vielfalt sozial-
staatlicher Leistungen in der Europäischen Union. Deutschland liegt mit öffent-
lichen Sozialausgaben von 31 Prozent des Bruttoinlandsprodukts ziemlich genau 
im EU-Durchschnitt. An der Spitze liegen Frankreich und Finnland mit jeweils 37 
Prozent des BIP. Am anderen Ende der Skala liegt Irland mit nur 17 Prozent des 
BIP – weniger als die Hälfte.

Europäischer Sozialstaat?

Diese großen Unterschiede machen zwei Dinge sehr deutlich: Jede Harmonisierung, 
die auch nur geringfügig über ein absolutes Minimum hinausgeht, würde sehr schnell 
kostspielig werden. Das ist eine sehr hohe Hürde. Dennoch ist dieser finanzielle 
Aspekt zweitrangig gegenüber dem demokratischen Element. Denn die dargestellten 
Staaten sind allesamt funktionierende Demokratien. Und Sozialleistungen spielen bei 
Wahlen traditionell eine sehr wichtige Rolle. Wenn also die Bürgerinnen und Bürger 
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Quelle: Eigene Darstellung, COFOG-Daten Eurostat.
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der verschiedenen europäischen Mitgliedsstaaten so unterschiedliche Anteile ihres 
Bruttoinlandsprodukts, also ihrer Leistungsfähigkeit, für öffentliche Sozialleistungen 
reservieren, dann müssen sich darin auch unterschiedlich starke Bedürfnisse nach 
sozialstaatlicher Absicherung widerspiegeln. Dies bedeutet natürlich nicht, dass alle 
Bürgerinnen und Bürger in jedem einzelnen EU-Staat mit ihrer jeweiligen sozialen 
Versorgung zufrieden sein müssen. Doch nicht nur die Fähigkeit, sondern offensicht-
lich auch die Bereitschaft, für einen hohen Sozialschutz hohe Staatsausgaben zu leis-
ten, ist in den verschiedenen europäischen Ländern sehr unterschiedlich ausgeprägt.

Fairerweise darf man vor diesem Hintergrund davon ausgehen, dass schon inner-
halb der einzelnen EU-Staaten die Bereitschaft zur sozialen Umverteilung – man 
kann hier auch von Solidarität sprechen – gegenüber den eigenen Landsleuten sehr 
unterschiedlich ausgeprägt sein dürfte. Solche Unterschiede zwischen den Gesell-
schaften werden hier wohlgemerkt nicht als Problem angesehen. Sie müssen zur 
Kenntnis genommen und auch akzeptiert werden.

Dieser Befund setzt allerdings einer Harmonisierung der europäischen Sozialstaaten 
enge Grenzen. Im Zentrum jedes demokratischen Sozialstaats steht notwendiger-
weise die Solidarität, die Bereitschaft, füreinander einzustehen. Solidarität nimmt 
dabei freilich unterschiedliche Formen an, sie kann nicht allein an den staatlichen 
Sozialausgaben gemessen werden. (Das heißt auch: Die Iren sind nicht unbedingt 
unsolidarischer als die Franzosen, aber sie sind auf andere Weise solidarisch.)

Wenn aber die Solidarität schon innerhalb der verschiedenen 
Gesellschaften der EU-Mitgliedstaaten so unterschiedlich aus-
geprägt ist, wie gut und belastbar ist sie dann zwischen den 
Gesellschaften der Europäischen Union? 
Tatsache ist: Das europäische Zusammengehörigkeitsgefühl der Menschen in der 
EU wächst von Jahr zu Jahr, von Jahrzehnt zu Jahrzehnt – manchmal mehr, als 
es die nationalen Politikerinnen und Politiker wahrhaben wollen. Das bestätigen 
immer wieder europaweite repräsentative Umfragen, in denen die Menschen nach 
ihrem Selbstbild und dem Bild ihrer Nachbarinnen und Nachbarn in der EU befragt 
werden. Der Generationswechsel spielt dabei sicher eine Rolle – aber bei Weitem 
nicht die einzige. 

Dennoch ist es wohl kaum eine gewagte These, dass im Hinblick auf einen großen 
»europäischen Sozialstaat« die Freundschaft derzeit oft noch sprichwörtlich beim 
Geld aufhören dürfte. Zudem dürfte der Reformdruck in vielen Teilen der Sozial-
systeme der Mitgliedstaaten nicht groß genug sein. Selbst dort, wo eine gewisse 
europäische Harmonisierung nicht abgelehnt wird, aber nur durch einen grund-
legenden Umbau eines eigentlich recht gut funktionierenden nationalen Systems 
erreicht werden könnte, dürfte häufig die alte Devise aus der amerikanischen 
Finanzpolitik die Oberhand behalten: »If it ain’t broke, don’t fix it.«

Ist das eine schlechte Botschaft für die europäischen Optimistinnen und Optimisten? 
Oder eine gute Botschaft für die für den Sozialneid potenziell Anfälligen? Weder 
noch. Es ist nur eine nüchterne Feststellung der Faktenlage. 

Die großen und klassischen sozialpolitischen Themen, wie sie 
dieses Buch abhandelt, sind fürs Erste bei den Mitgliedstaaten 
der EU gut aufgehoben. 

Das heißt aber nicht, dass die europäische Ebene nicht eine wichtige Rolle für ein 
soziales Europa zu spielen hätte. Dies betrifft vor allem solche Aufgaben, die nur die 
europäische Ebene für alle erfüllen kann bzw. wo ein klarer europäischer Mehrwert 
gegenüber nationalstaatlichem Handeln der einzelnen Mitgliedstaaten zu erwarten 
ist. Die Handlungsfelder für eine (ergänzende) EU-Sozialpolitik mit einem echten 
gemeinschaftlichen Mehrwert sind vielfältig. Beispiele sind:

• Das Fundament bilden gemeinsame soziale Rechte: Die vier wirtschaftlichen 
Grundfreiheiten, von denen eingangs die Rede war, funktionieren für die Men-
schen nur, weil sie mit sozialen Rechten unterfüttert sind. So regelt das moder-
nisierte Koordinierungspaket von 2010, über welches System ein EU-Bürger 
Sozialversicherungsschutz erhält, wenn zwei oder mehr Länder betroffen sind. 
Es regelt unter anderem, dass alle EU-Bürgerinnen und -Bürger innerhalb eines 
Landes beim Sozialschutz gleich behandelt werden müssen, dass ihre Versiche-
rungsansprüche im Laufe der Zeit zusammengerechnet und Ansprüche auch 
»exportiert« werden können.

• Der Europäische Sozialfonds ESF ist der arbeitsmarktpolitische Arm der europäi-
schen Strukturpolitik, der bereits 1958 eingeführt wurde. Der ESF wird in allen 
Mitgliedstaaten, insbesondere aber in den wirtschaftlich schwächeren Regionen 
der EU eingesetzt. Mit seinem Fokus auf Beschäftigung und Chancengleichheit 
am Arbeitsplatz ist die soziale Strukturpolitik damit zugleich eine Vorform eines 
europäischen Finanzausgleichs.

• Zudem bestätigt sich auch im sozialen Bereich die alte Erfahrung, dass Europa 
sich eher durch Krisen verändert als durch vorausschauende Planung in ruhi-
geren Zeiten. So hat die Coronapandemie Verbesserungen in der europäischen 
Sozialkooperation angestoßen, die sonst nicht zustande gekommen wären. Im 
Gesundheitsbereich wurde die verstärkte Koordination im Katastrophenfall leider 
erst nach den panikartigen Grenzschließungen beschlossen, die zu Beginn der 
Pandemie in den am stärksten betroffenen Regionen, insbesondere in Nordita-
lien, unnötig viele Opfer forderten. Gleichzeitig wurde das Kurzarbeitergeld, das 
erfolgreichste Instrument zur Beschäftigungssicherung in der Krise, mit der euro-
päischen finanziellen Rückversicherung SURE für alle Mitgliedstaaten möglich.
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• Auch bei den schwierigen und schmerzhaften Entscheidungen, mit denen die 
Grenzen der sozialen Leistungsbereitschaft markiert werden, wie vor allem 
beim EU-Asylkompromiss vom Juni 2023, bewährt sich die zunehmend 
krisen erprobte europäische Zusammenarbeit. 

Die Zukunft der europäischen Sozialstaatlichkeit hängt von der Geschwindigkeit 
und der Art der weiteren Integration ab. Dabei wird es vor allem darauf ankommen, 
ob sich die EU eher politisch vertieft oder erweitert (Balkanstaaten, Moldawien, 
Ukraine und – wer weiß? – Großbritannien). Vertiefung und Erweiterung gleich-
zeitig werden kaum funktionieren. Aber natürlich könnte auch beides ausbleiben. 
Diese drei möglichen Entwicklungspfade bestimmen auch weitere Ausprägungen 
einer sozialstaatlichen Rolle, auch für die EU. So oder so wird deutlich, dass soziale 
Integration nicht die Speerspitze der Integration bilden kann. Das ist aber auch 
nicht notwendig, solange die Mitgliedstaaten als Sozialstaaten in den Augen ihrer 
Bürgerinnen und Bürger hinreichend gut funktionieren.

Mit dem weiteren Erstarken des europäischen Zusammengehörigkeitsgefühls und 
damit auch einer belastbaren europäischen Solidarität ist dann auch deutlich mehr 
europäischer Einfluss in der Sozialpolitik zu erwarten. Aber das europäische Element 
in der Sozialpolitik muss nicht unbedingt allein »von oben« kommen. Die leichte 
Vergleichbarkeit zwischen den EU-Staaten und die zunehmende Durchlässigkeit, die 
sich in den Freiheiten manifestiert, sorgen für einen gesunden sozialen Wettbewerb 
auch zwischen den Mitgliedstaaten. Innovationen, die in einem Mitgliedstaat ein-
geführt werden, werden leichter auch in anderen Mitgliedstaaten nachgefragt. Das 
gilt auch für unumgängliche, aber schmerzhafte Reformen. Auch hier hilft der Blick 
zu den europäischen Nachbarn, wo die gleichen Debatten geführt werden oder die 
unausweichlichen Entscheidungen vielleicht schon gefallen sind.

Die mit dem Titel »Sozialstaaten in Europa = Europäischer Sozialstaat?« gestellte 
Frage, ob die Sozialstaaten in Europa eines Tages zu einem europäischen Sozial-
staat zusammenwachsen werden, kann daher nicht mit Ja oder Nein beantwortet 
werden. Denn es handelt sich nicht um zwei unterschiedliche Stadien, auch nicht 
um zwei Alternativen.

Die europäischen Sozialstaaten machen im Wesent-
lichen den europäischen Sozialstaat aus. Die Euro-
päische Union kann und soll die Sozialstaaten nicht 
ersetzen, aber sie kann sie verbessern und ihnen 
helfen, gemeinsam ihr volles Potenzial zu entfalten.
Dies zu leisten, ist eine große und auch schwierige Aufgabe. Eine Aufgabe, die das 
Interesse und das aktive Engagement aller Europäerinnen und Europäer wert ist.




